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(Nr. 2375.) Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die Beſchlagnahme des Arbeits. 
oder Dienſtlohnes, und der Civilprozeßordnung. Vom 29. März 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Artikel 1. 


Das Geſetz, betreffend die Beſchlagnahme des Arbeits⸗ oder Dienſtlohnes, 
vom 21. Juni 1869 GBundes⸗Geſetzbl. S. 242) wird dahin geändert: 


1. Der F. 4 Nr. 3 erhält folgende Faſſung: 
auf die Beitreibung der den Verwandten, dem Ehegatten und 
dem früheren Ehegatten für die Zeit nach Erhebung der Klage 
und für das dieſem Zeitpunkte vorausgehende letzte Vierteljahr 
kraft Geſetzes zu entrichtenden Unterhaltsbeiträge; 

2. Als F. 42 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Auf die Beitreibung der zu Gunſten eines unehelichen Kindes 
von dem Vater für den im §. 4 Nr. 3 bezeichneten Zeitraum 
kraft Geſetzes zu entrichtenden Unterhaltsbeiträge findet dieſes Geſetz 
nur inſoweit Anwendung, als der Schuldner zur Beſtreitung 
ſeines nothdürftigen Unterhalts und zur Erfüllung der ihm ſeinen 
Verwandten, ſeiner Ehefrau oder ſeiner früheren Ehefrau gegenüber 
geſetzlich obliegenden Unterhaltspflicht der Vergütung ($$. 1, 3) 
bedarf. Hierbei werden ausſchließlich die Leiſtungen berückſichtigt, 
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welche vermöge einer ſolchen Unterhaltspflicht für den nämlichen 
Zeitraum oder, falls die Klage zu Gunſten des unehelichen Kindes 
nach der Klage eines Unterhaltsberechtigten erhoben iſt, für die 
Zeit von dem Beginne des der Klage dieſes Berechtigten voraus⸗ 
gehenden letzten Vierteljahrs ab zu entrichten ſind. 


Artikel 2. 
Der $. 749 Abſatz 4 der Civilprozeßordnung erhält folgende Faſſung: 

In den Fällen der beiden vorhergehenden Abſätze ift die 
Pfändung ohne Rückſicht auf den Betrag zuläſſig, wenn fie wegen 
der den Verwandten, dem Ehegatten und dem früheren Ehegatten 
für die Zeit nach Erhebung der Klage und für das dieſem Zeit⸗ 
punkte vorausgehende letzte Vierteljahr kraft Geſetzes zu entrichtenden 
Unterhaltsbeiträge beantragt wird. Das Gleiche gilt in Anſehung 
der zu Gunſten eines unehelichen Kindes von dem Vater für den 
bezeichneten Zeitraum kraft Geſetzes zu entrichtenden Unterhalts- 
beiträge; dieſe Vorſchrift findet jedoch inſoweit keine Anwendung, 
als der Schuldner zur Beſtreitung ſeines nothdürftigen Unterhalts 
und zur Erfüllung der ihm ſeinen Verwandten, ſeiner Ehefrau 
oder ſeiner früheren Ehefrau gegenüber geſetzlich obliegenden 
Unterhaltspflicht der Bezüge bedarf. Hierbei werden ausſchließlich 
die Leiſtungen berückſichtigt, welche vermöge einer ſolchen Unter⸗ 
haltspflicht für den nämlichen Zeitraum oder, falls die Klage zu 
Gunſten des unehelichen Kindes nach der Klage eines Unterhalts- 
berechtigten erhoben iſt, für die Zeit von dem Beginne des der 
Klage dieſes Berechtigten vorausgehenden letzten Vierteljahrs ab 
zu entrichten ſind. . 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Weimar, den 29. März 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. 
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(Nr. 2376.) Bekanntmachung, betreffend Aenderung der Betriebsordnung für die Haupt⸗ 
eiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892. Vom 24. März 1897. 


6er dem vom Bundesrath in der Sitzung vom 4. März 1897 auf Grund 
der Artikel 42 und 43 der Reichsverfaſſung gefaßten Beſchluſſe erhalten die 
SF. 13 00 6, 179, 259, 26%, 349, 440, 46, 51 b, 540, 60 und 74 0 
der Betriebsordnung für die Haupteiſenbahnen Deutſchlands nachſtehende neue 
Faſſung: 
1 
Zahl der Bremſen eines Zuges. 

(1) In jedem Zuge müſſen außer den Bremſen am Tender und an der 
Lokomotive ſo viele Bremſen bedient ſein, daß durch die letzteren mindeſtens der 
aus nachſtehendem Verzeichniſſe zu berechnende Theil der im Zuge befindlichen 
Wagenachſen gebremſt werden kann. 


Auf Neigungen Bei einer Fahrgeſchwindigkeit von 


25 | 30 ] 35 ] 40 J 45 50 | 60 | 70 | 80 | 90 
Kilometer in der Stunde 
müſſen von je 100 Wagenachſen zu bremſen fein 


von vom 
% Verhältniß 


0 16: 36 | 48 
2,5 %: 41 54 
5,0 b: 46 | 59 
75 * 51 

10,0 1 56 

12,5 1; 59 

15,0 ii: ; 

17,5 ie: 

20,0 . 

22,5 1 85 F 

25,0 12 40 29 33 37 42 47 


(3) Militärzüge find auf der Ausgangsſtation für die vorgeſehene Fahr ⸗ 
ſtrecke mit der für eine Fahrgeſchwindigkeit von 40 Kilometer erforderlichen Anzahl 
Bremswagen auszurüſten. Für die Beſetzung der Bremſen ſolcher Züge ſind 
jedoch die gleichen Beſtimmungen wie für andere Züge maßgebend. 
$. 17. 
Unterſuchung der Wagen. 

(2) Jeder Wagen iſt von Zeit zu Zeit einer gründlichen Unterſuchung zu 
unterwerfen, wobei die Achſen, Lager und Federn abgenommen werden müſſen. 
32° 
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Dieſe Unterſuchung hat bei den vorzugsweiſe in Schnellzügen laufenden Perſonen⸗, 
Gepäck⸗, Poſt⸗ und Güterwagen ſpäteſtens ſechs Monate, bei den übrigen Per⸗ 
ſonen⸗, Gepäd- und Poſtwagen ſpäteſtens ein Jahr und bei den übrigen Güter⸗ 
wagen ſpäteſtens drei Jahre nach der erſten Ingebrauchnahme oder nach der 
letzten Unterſuchung zu erfolgen. Die Friſten von ſechs Monaten und einem 
Jahre können bis zur Dauer von drei Jahren überſchritten werden, wenn und 
ſolange ein Wagen noch nicht einen Weg von 30 000 Kilometer zurückgelegt hat. 


F. 
Abfahrt der Züge. 

) Kein Zug darf ohne Erlaubniß des dienſtthuenden Stationsbeamten 
von einer Station abfahren. Dieſe Erlaubniß darf, abgeſehen von Störungs⸗ 
fällen, nicht ertheilt werden, ſolange nicht feſtgeſtellt iſt, daß der letzte, in der⸗ 
ſelben Richtung voraufgefahrene Zug die nächſte Zugfolgeſtation erreicht hat. 
Einzeln fahrende Lokomotiven ſind hierbei den Zügen gleich zu behandeln. 


K. 26. 
Fahrgeſchwindigkeit. 

(), Bei Berechnung der kürzeſten Fahrzeit iſt die größte zuläſſige Ge⸗ 
ſchwindigkeit auf fallenden und auf gekrümmten Bahnſtrecken wie folgt anzu⸗ 
nehmen: 

' a) beim Herabfahren von Gefällſtrecken von: 
5, 8m (: 200) 90 Kilometer in der Stunde, 
7755 = (1: 133) 85 . ＋ - 


20,0 - (I: 50) 60 s 
225 - (1: 44) 55 
2550 (1: 40) 50 , 
b) beim Durchfahren gekrümmter Bahnſtrecken in Krümmungen mit einem 
Halbmeſſer von: 
900 Meter 90 Kilometer in der Stunde, 

800 85 - N : 


10,0 = (1: 100) 80 : * ; 
12% „: 800 75 . 25 | 
15,0 = (1: 66) 70 . sm ’ 
17» = Wal: 57) 65 . DIR f 
3 3 

4 


hi 
TOO e 80 mod Aike gta 35 
BOOTE d une i an 
Or ies Te mich Sie wee 
100.» OA a 
300 60 5 
250 95 5 
2 Nr 1800 fg u Brei 
80 % % can n “aid „ 
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SH 
Schutzwagen und Poſtwagen. 

(2) Bei Zügen, die von einer anſchließenden Nebeneiſenbahn auf die 
Hauptbahn übergehen, kann von der Freihaltung der vorderen Abtheilung des 
betreffenden Wagens abgeſehen werden, ſofern dieſe Züge auf der Hauptbahn 
mit keiner größeren als der für Nebeneiſenbahnen zugelaſſenen Geſchwindigkeit 
verkehren. 

$. 44. 
Elektriſche Verbindungen. 

(1) Die Bahnhöfe und Halteſtellen müſſen zur Verſtändigung unter 
einander mit elektriſchen Telegraphen ausgerüſtet ſein. Auch müſſen ſämmtliche 
Wärter zwiſchen je zwei am Zugmeldedienſte betheiligten Stationen durch elektriſche 
Signale von dem Abgange der Züge benachrichtigt werden können. 


F. 46. 
Signale fir die Ein und Ausfahrt der Züge. 

() Bevor das Signal zur Ein» oder Durchfahrt für einen Zug gegeben 
oder ein Zug von der Station abgelaſſen wird, iſt zu prüfen, ob die Gleiſe, die 
er zu durchfahren hat, frei und die betreffenden Weichen richtig geſtellt 
find (F. 10). Von der Prüfung der Weichenſtellung kann abgeſehen werden, 
falls Einrichtungen vorhanden ſind, die die Gewähr bieten, daß die Signale für 
die Ein», Aus⸗ oder Durchfahrt eines Zuges nur gegeben werden können, wenn 
die betreffenden Weichen richtig geſtellt und in dieſer Stellung feſtgelegt ſind, 
ſolange das Fahrſignal gegeben iſt. 

(2) Das Einfahrtsſignal für einen Zug darf nur durch den dienſtthuenden 
Stationsbeamten ſelbſt oder in ſeinem jedesmaligen Auftrage durch einen anderen 
Beamten oder verpflichteten Arbeiter gegeben werden. Kann dieſer Auftrag nicht 
mündlich ertheilt werden, ſo muß ſeine zuverläſſige Uebermittelung durch geeignete 
Einrichtungen möglich ſein. 

(3) Für die Weichen in den Hauptgleifen iſt eine beſtimmte Grundſtellung 
als Regel vorzuſchreiben. 

Sol. 
Stellung und Bedienung ſpitzbefahrener Weichen. 

(1) Jede Weiche, gegen deren Spitze fahrplanmäßige Züge fahren, muß 
während des Durchgangs des Zuges entweder verriegelt oder verſchloſſen gehalten 
werden oder von einem Weichenſteller bewacht fein ($. 3 6). 


$. 54. 
Betreten der Bahnanlagen. 
() Das Betreten der Bahn einſchließlich der zugehörigen Böſchungen, 
Dämme, Gräben, Brücken und ſonſtigen Anlagen iſt ohne Erlaubnißkarte nur 
den Aufſichtsbehörden und deren Vertretern, den in der Ausübung ihres Dienſtes 
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befindlichen Beamten der Staatsanwaltſchaft, des Forſtſchutzes und der Polizei, 
den in Wahrnehmung des Zoll-, Steuer⸗ und Telegraphendienſtes innerhalb des 
Bahngebiets begriffenen Beamten ſowie den zu Beſichtigungen dienſtlich entſandten 
deutſchen Offizieren geftattet; u. ſ. w. (wie bisher). 
§. 60. 
Bahnbeſchädigungen und Betriebsſtörungen. 

Es iſt verboten, die Bahnanlagen, die Telegraphen und die Betriebsmittel 
zu beſchädigen, feſte Gegenſtände auf die Fahrbahn zu legen oder ſonſtige Fahrt⸗ 
hinderniſſe anzubringen, Weichen umzuſtellen, falſchen Alarm zu erregen, Signale 
nachzuahmen oder andere betriebsſtörende Handlungen vorzunehmen. 


§. 74. 
(1) Dieſe Betriebsordnung tritt mit dem 1. Juli 1897 in Kraft und findet 
Anwendung u. ſ. w. (wie bisher). 


Berlin, den 24. März 1897. 


Der Reichskanzler. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


(Nr. 2377.) Bekanntmachung, betreffend Aenderung der Normen für den Bau und die Aus: 
rüſtung der Haupteiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892. Vom 
24. März 1897. 


Glatz dem vom Bundesrath in der Sitzung vom 4. März 1897 auf Grund 
der Artikel 42 und 43 der Reichsverfaſſung gefaßten Beſchluſſe erhalten die 
§§. 80, 9, 11, 12, 29 und 39 00 u c as ud ps der Normen für den Bau und 
die Ausrüſtung der Haupteiſenbahnen Deutſchlands nachſtehende neue Faſſung: 


F. 8. 
Neigungswechſel. 

e) Zwiſchen Gegenneigungen von mehr als 5 % (1: 200) iſt, ſofern die 
Geſammtſteigung einer derſelben mehr als 10 Meter beträgt, eine weniger 
als 5 ¼ (1: 200) geneigte Strecke von mindeſtens 500 Meter Länge einzulegen, 
welche zur Ausrundung mitbenutzt werden kann. 


SR 
Entfernung der Gleiſe. 
6) Auf den Bahnhöfen und Halteſtellen follen die Gleiſe nicht weniger 
als 4,500 Meter von Mitte zu Mitte von einander entfernt liegen und diejenigen, 
zwiſchen denen ein Bahnſteig anzulegen iſt, eine Entfernung von mindeſtens 
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6,000 Meter von Mitte zu Mitte haben. Beim Umbau von Bahnhöfen und 
Halteſtellen mit geringem Perſonenverkehre kann mit Genehmigung der Landes- 
Aufſichtsbehörde von dieſen Beſtimmungen abgewichen werden. 


§. 11. 
Tragfähigkeit des Oberbaues. 
Bei Gleiſen, die von Lokomotiven befahren werden, ſoll der Oberbau 
mindeſtens ſo ſtark ſein, daß jede Stelle der einzelnen Schiene 8 000 Kilogramm 
rollende Laſt mit Sicherheit tragen kann. 


§. 12. 
Meldeſtationen und Ausweicheftellen. 

Auf Erfordern des Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts ſind telegraphiſche Melde⸗ 
ſtationen und an eingleifigen Bahnen zugleich Ausweicheſtellen anzulegen, welche 
letztere die größten auf der Anſchlußſtrecke zuläffigen Züge, bis zu 110 Wagen⸗ 
achſen, aufnehmen können. Für einen 110 Wagenachſen enthaltenden Zug iſt 
eine nutzbare Gleislänge von 550 Meter zu rechnen u. ſ. w. 


§. 29. 
Naddruck. 

Bei den Fahrzeugen ſoll der Druck eines Rades auf die Schiene bei voller 
Ausnutzung der feſtgeſetzten Tragfähigkeit im Stillſtande der Fahrzeuge nicht mehr 
als 7000 Kilogramm betragen. Für Perſonenzug⸗Lokomotiven, die auf Strecken 
verkehren ſollen, deren Oberbau den Anforderungen des F. 11 entſpricht, kann 
ein Raddruck von höchſtens 8 000 Kilogramm zugelaſſen werden. 


$. 39. 
(1) Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit dem 1. Juli 1897 in Kraft. 


0 

a) 2. auch auf die derzeit bereits im Baue oder Betriebe befindlichen Haupt⸗ 
eiſenbahnen, ſofern die betreffenden baulichen Anlagen oder Einrichtungen 
nach dem 1. Juli 1897 einem umfaſſenderen Umbau unterworfen 
werden, wobei bezüglich der Beſtimmung im F. 11 jede Erneuerung 
des Oberbaues der Hauptgleiſe in zuſammenhängenden Strecken zu den 
umfaſſenderen Umbauten zu rechnen if; 

p) 2. auf diejenigen alsdann bereits vorhandenen oder beſtellten Betriebs- 
mittel der Haupteiſenbahnen, welche nach dem 1. Juli 1897 eine voll⸗ 
ſtändige Umänderung erleiden; 


Berlin, den 24. März 1897. 
Der Reichskanzler. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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(Nr. 2378.) Bekanntmachung, betreffend Aenderung der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen 
Deutſchlands vom 5. Juli 1892. Vom 24. März 1897. 


Ganz dem vom Bundesrath in der Sitzung vom 4. März 1897 auf Grund 
der Artikel 42 und 43 der Reichsverfaſſung gefaßten Beſchluſſe erhalten die 
S 44 s und 55 0 der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſch⸗ 
lands nachſtehende neue Faſſung: 


F. 44. 


Betreten der Bahnanlagen und der Stationen „Bahnbeſchädigungen und Betriebsſtörungen ſowie 


Verhalten der Reiſenden beim Ein- und Ausſteigen und während der Fahrt. 

) Das Betreten der Bahn, ſoweit ſie nicht gn 0 als Weg dient, 
ſowie das Betreten der zur Bahn gehörigen Böſchungen, ämme, Gräben, 
Brücken und ſonſtigen Anlagen iſt ohne Erlaubnißkarte nur den Auſſichtsbehörden 
und deren Vertretern, den in der Ausübung ihres Dienſtes befindlichen Be— 
amten der Staatsanwallſchaft, des Forſtſchutzes und der Polizei, den in Wahr⸗ 
nehmung u. ſ. w. (wie im §. 54® der Betriebsordnung). 

6) Es iſt verboten, die Bahnanlagen, die Telegraphen und die Betriebs— 
mittel zu beſchädigen, feſte Gegenſtände auf die Fahrbahn zu legen oder ſonſtige 
Fahrthinderniſſe anzubringen, Weichen umzuſtellen, falſchen Alarm zu erregen, 
Signale nachzuahmen oder andere betriebsſtörende Handlungen vorzunehmen. 


$. 55. 
) Dieſe Bahnordnung tritt mit dem 1. Juli 1897 in Kraft. 
Berlin, den 24. März 1897. 


Der Reichskanzler. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


Herausgegeben in Reichsamt des Juneru. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 


